
Betriebs-Berater | BB 50.2024 | 9.12.2024 2881

In der dritten Sitzung ihrer 8. Legislaturperiode hat die Satzungsversammlung am 25.11.2024 Regelungen zum Ausscheiden ei-

nes Partners aus einer Berufsausübungsgesellschaft beschlossen (vgl. Bundesrechtsanwaltskammer – BRAK, Meldung vom

28.11.2024). Die bisherigen Regelungen in § 32 BORA waren nach Ansicht des federführenden Ausschusses 2 – Allgemeine Be-

rufs- und Grundpflichten und Werbung – nicht mehr zeitgemäß und praxisgerecht. Zudem gebe es bislang keine Regelung für

das Ausscheiden angestellter Anwälte, obwohl sich hier etwa in Bezug auf das Mitnehmen von Mandaten und Handakten diesel-

ben Fragen stellen. Die neue Regelung sei als „Gebrauchsanweisung“ gedacht, in der diewichtigsten und häufigsten Streitpunkte

beim Ausscheiden aus einer Sozietät oder bei deren Auflösung adressiert sind. Sie ist dispositiv, vorrangig sollen sich die Beteilig-

ten in ihren Sozietätsverträgen oder anlässlich des Ausscheidens bzw. der Auflösung auf eine Handhabung einigen oder zumin-

dest mit Vermittlung der Rechtsanwaltskammer eine einvernehmliche Lösung erreichen. Die Regelungen sollen ferner beim Aus-

scheiden von Scheingesellschaftern sowie größtenteils auch von angestellten Anwälten gelten. Beschlossen wurden außerdem

redaktionelle Änderungen in §§ 26 und 35 BORAund § 26 FAO, die die sprachliche Fassung sowie das Inkrafttreten von Änderun-

gen der FAO betreffen. Die Berichte aus den einzelnen Ausschüssen der Satzungsversammlung gaben außerdem Ausblick auf

anstehende Reformvorhaben. Eine umfassende Reform der Fachanwaltschaften erarbeitet derzeit der Ausschuss 1 – Fachanwalt-

schaften. In insgesamt 17 Unterausschüssen werden einzelne Fachanwaltsgebiete und insbesondere die jeweils notwendigen

Fallquoren und Prüfungen, die Fortbildungspflicht und die Voraussetzungen für neue Fachanwaltschaften im Detail unter die

Lupe genommen. Änderungsbedarf prüfen die Ausschüsse der Satzungsversammlung derzeit außerdem u. a. in den Bereichen

Beratungshilfemandate, Werbung, Einsatz künstlicher Intelligenz in der anwaltlichenTätigkeit sowie Vertretung widerstreitender

Interessen. Hier wurden für die kommenden Sitzungen konkretere Vorlagen angekündigt.

Uta Wichering,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
BGH: Zur Feststellung der subjektiven Tat-

seite der Beihilfe bei berufstypischen Tätig-

keiten und Beweiswürdigung

a) Zur Feststellung der subjektiven Tatseite der

Beihilfe bei berufstypischen Tätigkeiten (hier:

Steuerberatung und Buchhaltung).

b) Rechtsfehlerhaft ist eine Beweiswürdigung,

die sich darauf beschränkt, die einzelnen Belas-

tungsindizien isoliert zu erörtern und auf ihren

jeweiligen Beweiswert zu prüfen, ohne eine Ge-

samtabwägung aller für und gegen die Täter-

schaft sprechenden Umstände vorzunehmen.

BGH, Urteil vom 7.11.2024 – III ZR 79/23
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-2881-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Gewerblicher Endabnehmer

DemGerichtshofderEuropäischenUnionwirdzur

Auslegung von Art. 5 Abs. 2 Buchst. b der Richt-

linie 2001/29/EG des Europäischen Parlaments

und des Rates vom 22. Mai 2001 zur Harmonisie-

rung bestimmter Aspekte des Urheberrechts und

derverwandtenSchutzrechte inder Informations-

gesellschaft (ABl. L 167 vom 22. Juni 2001, S. 10)

folgendeFragezurVorabentscheidungvorgelegt:

IstesmitArt. 5Abs. 2Buchst. bderRichtlinie2001/

29/EGvereinbar, dasseinenationaleRegelungHer-

steller, Importeure oder Händler, die Speicherme-

dienangewerblicheEndabnehmer (juristischePer-

sonen oder natürliche Personen, die – für den Her-

steller, Importeur oder Händler erkennbar – als

Endnutzer für kommerzielle Zweckebestellen) ver-

kaufen, zur Zahlung einer Vergütung zur Finanzie-

rung des gerechten Ausgleichs für die Ausnahme

vomVervielfältigungsrecht in Bezug auf Vervielfäl-

tigungen zum privaten Gebrauch verpflichtet, so-

fern sie nach den Bestimmungen des nationalen

Rechtsnichtnachweisen,dassmitHilfedieserGerä-

te allenfalls in geringem Umfang tatsächlich Ver-

vielfältigungen einesWerkes durch eine natürliche

Person zum privaten Gebrauch auf beliebigen Trä-

gern angefertigt worden sind oder nach dem nor-

malenGangder Dinge angefertigtwerden?

BGH, Beschluss vom 26.9.2024 – I ZR 1/24
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-2881-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Bloßer und kurzzeitiger Verlust der

Kontrolle über eigene personenbezogene

Daten als immaterieller Schaden i. S. d.

Art. 82 Abs. 1 DSGVO (Scraping)

Immaterieller Schaden im Sinne des Art. 82

Abs. 1 DSGVO kann auch der bloße und kurzzei-

tige Verlust der Kontrolle über eigene personen-

bezogene Daten infolge eines Verstoßes gegen

die Datenschutz-Grundverordnung sein. Weder

muss eine konkrete missbräuchliche Verwen-

dung dieser Daten zum Nachteil des Betroffenen

erfolgt sein noch bedarf es sonstiger zusätzli-

cher spürbarer negativer Folgen.

BGH, Urteil vom 18.11.2024 – VI ZR 10/24
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-2881-3

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Fehlende Beteiligung der Komple-

mentär-GmbH am Kapital der darlehens-

nehmenden GmbH & Co. KG und Anwen-

dung des Gesellschafterdarlehensrechts

Die fehlende Beteiligung der Komplementär-

GmbH am Kapital der darlehensnehmenden

GmbH & Co. KG steht einer Anwendung des Ge-

sellschafterdarlehensrechts auf den Gesellschaf-

ter der Komplementär-GmbH nicht entgegen.

BGH, Urteil vom 7.11.2024 – IX ZR 216/22
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-2881-4

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Prämiensparvertrag – Ausschluss des

Rechts der Sparkasse zur ordentlichen Kün-

digung

Bei einem Prämiensparvertrag, bei dem die Prä-

mien auf die Sparbeiträge jährlich bis zu einem

bestimmten Sparjahr steigen, ist das Recht der

Sparkasse zur ordentlichen Kündigung nach

§ 700 Abs. 1 Satz 3, § 696 Satz 1 BGB auch dann

nur bis zum Erreichen der höchsten Prämienstufe

ausgeschlossen, wenn sich die jährliche Sparrate

nach jeweils 12 Monaten um einen festen Pro-

zentsatz erhöht (Fortführung Senatsurteil vom

14. Mai 2019 – XI ZR 345/18, BGHZ 222, 74).

BGH, Urteil vom 22.10.2024 – XI ZR 214/23
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-2881-5

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: EigenverantwortlichePrüfungdes

Ablaufs vonRechtsmittelbegründungs-

fristendurchRAbeiVorlagederAkten im

Zusammenhangmit fristgebundener

Prozesshandlung

Werden einem Rechtsanwalt die Akten im Zu-

sammenhang mit einer fristgebundenen Pro-

zesshandlung vorgelegt, hat er den Ablauf von

Rechtsmittelbegründungsfristen eigenverantwort-

lich zu prüfen (im Anschluss an Senatsbeschluss

vom 1. März 2023 XII ZB 483/21 NJW-RR 2023,

698).

BGH, Beschluss vom 31.7.2024 – XII ZB 573/23
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-2881-6

unterwww.betriebs-berater.de
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